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Antrag 
auf einen Tagesordnungspunkt
(§ 43 Abs. 3 S. 1 KVG LSA i.V.m. § 3 Abs. 2 Geschäftsordnung)

Antragsteller: für Gremium 

 Stadtrat 

 Hauptausschuss 

 Bau-, Sanierungs- und Umweltausschuss 

 Ausschuss für Wirtschaft, Verkehr und digitale Infrastruktur 

 Sozial- und Kulturausschuss 

 Rechnungsprüfungsausschuss 

 Heimausschuss 

Datum und Unterschrift: 

Hinweis:  
Einreichungsfrist  
14 Tage vor der Sitzung 

Betreff des Tagesordnungspunktes: 

Beschlussentwurf: 

ggfs. gesetzliche Grundlagen: 

Haushaltsmittel: 

erforderlich:   Ja  Nein Höhe (geschätzt): ____________________ 

Deckungsvorschlag:  ____________________ 
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Begründung / Darlegung des Sachverhaltes: 


	Datum: 18.01.2021
	Stadtrat: On
	Hauptausschuss: Off
	Bau Sanierungsund Umweltausschuss: Off
	Ausschuss für Wirtschaft Verkehr und digitale Infrastruktur: Off
	Sozialund Kulturausschuss: Off
	Rechnungsprüfungsausschuss: Off
	Heimausschuss: Off
	Ja: Off
	Nein: On
	Höhe geschätzt: 
	Deckungsvorschlag: 
	Antragsteller: Fraktion SPD/BI-WLS
	Betreff des TOPs: Information zur Umsetzung des Stadtratsbeschlusses 2020156
	gesetzliche Grundlagen: KVG
	Beschlussentwurf: Der Oberbürgermeister hat dem Stadtrat bis 16.02.2021 einen schriftlichen Bericht zur Umsetzung des Stadtratsbeschlusses 2020156 (Überprüfung des Kreistagsbeschlusses zur Wiedereröffnung der Frauenklinik im Gesundheitszentrum Bitterfeld durch das Landesverwaltungsamt) zu erstellen.
Dabei ist darzustellen, wann und mit welcher Person aus den ebenfalls betroffenen
Kommunen Zerbst, Aken, Osternienburger Land und Südliches Anhalt Kontakt
aufgenommen wurde, wie ihnen die Beschlusslage erläutert wurde und wie die Reaktion der
Betreffenden ausfiel. Des Weiteren ist  nachvollziehbar zu begründen, wieso der Oberbürgermeister den Beschluss des Stadtrates nicht umgesetzt hat, in dem er wesentliche Teile der Begründung gegenüber dem LVwA nicht geltend gemacht hat.

	Begründung: In seiner Sitzung am 10.12.2020 hat der Stadtrat die Beschlussvorlage 2020156/3 mit
folgendem Wortlaut beschlossen:
Der Stadtrat beauftragt den Oberbürgermeister - mit den ebenfalls betroffenen Kommunen
Zerbst, Aken, Osternienburger Land und Südliches Anhalt gemeinsam oder, falls dies nicht
zeitnah möglich ist, im Namen der Stadt Köthen allein - beim Landesverwaltungsamt als
zuständige Kommunalaufsicht für den Landkreis Anhalt-Bitterfeld eine Überprüfung des
Beschlusses des Kreistages vom 17. September 2020 zur Wiederöffnung der Klinik für
„Frauenheilkunde und Geburtshilfe“ am Gesundheitszentrum Bitterfeld-Wolfen auf
Rechtmäßigkeit zu veranlassen. Ziel ist die Aufhebung des o.g. Beschlusses des Kreistages
wegen Rechtswidrigkeit.

Mit E-Mail vom 17.12.20 hat der OB sein Schreiben vom 16.12.2020 an das LVwA den
Stadtratsmitgliedern zur Kenntnis gegeben.
Aus diesem Schreiben ist nicht erkennbar, ob der OB gemäß Beschluss des
Stadtrates mit den ebenfalls betroffenen Kommunen Zerbst, Aken, Osternienburger Land
und Südliches Anhalt das gemeinsame Vorgehen gegen den Beschluss des Kreistages
erörtert hat und wenn ja mit welchem Ergebnis.

Des Weiteren wurden die in der Begründung des Antrages aufgeführten Sachargumente nicht vollständig gegenüber dem LVwA geltend gemacht.
 
Nach Vorlage des schriftlichen Berichtes ist zu entscheiden, ob hier ein Verstoß gegen das
KVG LSA vorliegt.


